
Unternehmer/Beteiligungen

Aus für das Goldfinger-Modell
Das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsge- 
setz macht das so genannte Goldfinger- 
Modell uninteressant:
	 Eine ausländische Gesellschaft kauft 
Gold. Der Kaufpreis für das Gold führt 
sofort zu einem Verlust, weil es sich 
um sog. Umlaufvermögen handelt. Die 
Steuerlast reduziert sich über den ne-
gativen Progressionsvorbehalt. Wenn 
das Gold verkauft wird und dabei Ge- 

Sehr geehrte Damen und Herren,

das, was dem Gesetz den Namen gab, interessiert nur am Rande. Wichtiger sind 
die steuerlichen Änderungen, die nach mehrmaligem Scheitern in diesem Artikel- 
gesetz untergebracht wurden.

Die namensgebende EU-Amtshilferichtlinie wird zu deutschem Recht gemacht 
und betrifft die Zusammenarbeit zwischen den europäischen Steuerbehörden. 
So sollen grenzüberschreitende Sachverhalte besser erfasst werden können. 
Dafür werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, sich auf Ersuchen alle für ein 
Besteuerungs- oder Strafverfahren erforderlichen Informationen zu erteilen. 
Außerdem sollen in den Mitgliedstaaten zentrale Verbindungsbüros eingerichtet 
werden, um den Informationsaustausch zu vereinfachen und zu beschleunigen.

Die steuerlichen Änderungen betreffen Änderungen, die bereits 2012 das 
Gesetzgebungsverfahren durchliefen und nicht einmal im Vermittlungsverfahren 
zum Jahressteuergesetz 2013 konsensfähig waren. Im zweiten Anlauf und unter 
neuem Namen haben sie es nun geschafft. Als großen Erfolg bezeichnete die 
Bundesregierung das Aushebeln von Gestaltungsmöglichkeiten, die Finanzver-
waltung und Politik schon lange störten: das so genannte Goldfinger Modell, die 
RETT Blocker und die Cash GmbH.

In der Regel treten die Änderungen am Tag nach der Verkündung in Kraft. Einige 
betreffen aber schon das gesamte Jahr 2013. Wieder andere stellen auf den 
Beschluss im Bundestag am 6. Juni 2013 ab. Diese Angaben finden Sie bei den 
einzelnen Änderungen.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Sonderausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

winne anfallen, sind diese Einkünfte 
nach Doppelbesteuerungsabkommen im 
Inland steuerfrei und unterliegen nur 
dem Progressionsvorbehalt. Die Zu-
satz-Einnahmen führen nur zu höheren 
Steuersätzen. Oder auch nicht, wenn 
der Höchststeuersatz sowieso schon 
erreicht ist. Künftig darf der Kaufpreis 
erst beim Verkauf des Goldes ange- 
rechnet werden. Damit kann nicht 
mehr in einem Jahr der negative Pro- 
gressionsvorbehalt zu Gunsten aus-
genutzt werden, ohne dass sich im 

Anschluss eine korrespondierende Wir- 
kung zu Lasten ergibt.
	 Die Neuregelung gilt für alle An-
schaffungen nach dem 28. Februar 2013.

Fortführung der Anschaffungskosten
bei Abspaltung
Bei Verschmelzung, Aufspaltung und 
qualifiziertem Anteilstausch treten die 
Anteile an der übernehmenden Gesell-
schaft anteilig an die Stelle der Antei- 
le an der übertragenden Gesellschaft. 
Das gilt nun auch für die Abspaltung, so 
dass auch hier die Anschaffungskosten 
fortgeführt werden und die Realisie-
rung stiller Reserven vermieden wird. 
Die stillen Reserven würden sonst beim 
Anteilseigner der Abgeltungssteuer unter- 
liegen. Erfasst sind Abspaltungen, die 
nach dem 31.12.2012 ins Register ein-
getragen wurden.

Hybride Finanzierung
Hybride Finanzierungsformen sind Fi- 
nanzierungsinstrumente, bei denen die 
für die Kapitalüberlassung gezahlten 
Vergütungen im Ausland Fremdkapital 
und in Deutschland Eigenkapital sein kön- 
nen, weil die Abgrenzung von Eigen- 
und Fremdkapital im In- und Ausland 
nicht einheitlich ist. Die unterschied- 
liche steuerrechtliche Einordnung führt
dazu, dass die Zinsen im Quellenstaat
häufig Betriebsausgabe sind. In Deutsch- 
land unterliegen die Einkünfte natürli-
cher Personen der Abgeltungsteuer. Bei 
gewerblichen Personengesellschaften 
greift das sog. Teileinkünfteverfahren, 
d. h. die Dividenden sind zu 40% steuer- 
befreit. Bei Kapitalgesellschaften sind 
Dividenden zu 95 % steuerbefreit.
	 Um das zu vermeiden, wird die korre-
spondierende Besteuerung auf hybride 
Finanzierungen ausgeweitet. Künftig 
greift die Freistellung der Dividenden-
einkünfte nur noch, soweit die Einkünf-
te das Einkommen der leistenden Kör- 
perschaft nicht gemindert haben.
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Beschränkung der Verlustverrechnung 
bei Umwandlungen und Einbringung
Bei Umwandlungen und Einbringungen 
dürfen künftig im Rückwirkungszeit-
raum positive Einkünfte des übertra-
genden Rechtsträgers nicht mehr mit 
Verlusten des übernehmenden Rechts-
trägers verrechnet werden. Gleiches 
gilt, wenn übernehmender Rechtsträ- 
ger eine Organgesellschaft ist, für ei-
nen Ausgleich oder eine Verrechnung 
beim Organträger. Die Einschränkung 
gilt nicht, wenn der übertragende und 
der übernehmende Rechtsträger vor 
Ablauf des steuerlichen Übertragungs-
stichtags verbundene Unternehmen 
sind. Die Regelung gilt erstmals für 
Umwandlungen oder Einbringungen, 
bei denen die Registeranmeldung nach 
dem 6. Juni 2013 erfolgt. Oder, wenn 
keine Eintragung in ein öffentliches Re-
gister erfolgt, wenn das wirtschaftliche 
Eigentum an den eingebrachten Wirt-
schaftsgütern nach dem 6. Juni 2013 
übergegangen ist.

Umsatzsteuer

Änderungen bei der Umsatzsteuer 
durch das Amtshilferichtlinie- 
Umsetzungsgesetz
Auch im Bereich der Umsatzsteuer hält 
das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsge-
setz einige Änderungen bereit:
�� Zunächst gibt es eine Regelung 

darüber, welches Recht anwendbar 
ist. Welches Recht für die Rechnung-
stellung anwendbar ist, richtet sich da-
nach, wo der Umsatz ausgeführt wird, 
so dass die Bestimmung des Leis-
tungs- und Lieferortes noch wichtiger 
wird. Fallen Unternehmersitz und Leis-
tungsort auseinander, gilt das Recht 
des Staates, in dem der Unternehmer 
seinen Sitz oder Wohnort hat.
�� So gibt es Neuerungen bei den An-

forderungen an eine ordnungsgemäße 
Rechnung. Im Fall der Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers 
muss künftig auf der Rechnung ver- 
merkt sein „Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers“. Bisher musste 
in der Rechnung nur auf die umgekehr-
te Steuerschuldnerschaft hingewiesen 
werden.

�� Im Fall der Besteuerung von Rei-
seleistungen und bei der Differenzbe-
steuerung muss künftig angegeben 
werden: „Sonderregelung für Reisebü-
ros“, „Gebrauchtgegenstände/Sonder- 
regelung“, „Kunstgegenstände/Sonder- 
regelung“ oder „Sammlungsstücke und 
Antiquitäten/Sonderregelung“.
�� Ein Unternehmer ist im Ausland an-

sässig, wenn er dort
‘  den Sitz seiner wirtschaftlichen 
Tätigkeit
‘  seine Geschäftsleitung oder
‘  eine feste Niederlassung und
‘  im Inland nur einen Wohnsitz 
hat. Hat der Unternehmer aber we- 
der Sitz, Geschäftsleitung oder Be-
triebsstätte im Ausland, im Inland 
aber einen Wohnsitz, ist er im In-
land ansässig.
�� Sonstige Leistungen an juristische 

Personen, die sowohl unternehmerisch 
als auch nicht unternehmerisch tätig 
sind, werden künftig am Ort ihres Sit-
zes ausgeführt. Es sei denn, der Bezug 
erfolgt für den privaten Bedarf des Per-
sonals.
�� Die langfristige Vermietung von Be- 

förderungsmitteln an Nichtunternehmer 
erfolgt am Wohnsitz oder Sitz des Leis-
tungsempfängers. Die langfristige Ver- 
mietung eines Sportbootes erfolgt an 
dem Ort, an dem das Sportboot dem 
Leistungsempfänger zur Verfügung ge-
stellt wird.
�� Ausweitung der Steuerbefreiung 

für kulturelle Einrichtungen von Ge-
bietskörperschaften auf Umsätze von 
Bühnenregisseuren und Bühnencho-
reographen ab dem 1. Juli 2013.
�� Die Umsätze mit Kunstgegenstän-

den und Sammlungsstücken unterlie-
gen ab dem 01.01.2014 nicht mehr dem 
ermäßigten Steuersatz. Anders, wenn 
der Kunstgegenstand vom Urheber 
selbst oder seinem Rechtsnachfolger 
oder von einem Unternehmer, der kein 
Wiederverkäufer ist, geliefert, einge- 
führt oder innergemeinschaftlich erwor- 
ben wird.
�� Die Steuerschuldnerschaft des Leis- 

tungsempfängers wird zudem auf die 
Lieferung von Gas, Elektrizität sowie 
von Wärme und Kälte an einen ande-
ren Unternehmer ausgeweitet, wenn 
der liefernde Unternehmer im Ausland 

ansässig ist und selbst Lieferungen 
von Erdgas erbringt. Außerdem muss 
er Wiederverkäufer sein. Damit soll si-
chergestellt sein, dass Betreiber von 
Photovoltaikanlagen nicht unter die Re-
gelung fallen. Die Neuregelung bedarf 
noch der unionsrechtlichen Ermächti- 
gung durch den EU-Ministerrat. Der 
Antrag hierzu wurde bereits gestellt, 
die Ermächtigung wurde bisher jedoch 
noch nicht erteilt. Die EU-Kommission 
hat dem Ministerrat empfohlen, den 
Antrag abzulehnen. Deshalb bleibt ein 
Inkrafttreten der Vorschrift abzuwarten.
�� Bei Ausstellung einer Rechnung 

durch den Leistungsempfänger muss 
die Rechnung die Angabe „Gutschrift“ 
enthalten. Um Verwechslungen zu ver- 
meiden, sollten deshalb künftig Ab-
rechnungen über Entgeltminderungen 
nicht mehr als Gutschrift bezeichnet 
werden.
�� Für innergemeinschaftliche Liefe-

rungen ist bis zum 15. des Folgemo- 
nats nach Ausführung der Lieferung 
eine Rechnung auszustellen. Beispiel: 
Die Lieferung erfolgt am 3. August 2013. 
Dann muss die Rechnung bis zum 15. 
September 2013 erstellt werden.
�� Bislang war nur die entrichtete Ein- 

fuhrumsatzsteuer als Vorsteuer abzugs- 
fähig. Diese Regelung verstößt gegen 
europäisches Recht, so dass die Ein-
fuhrumsatzsteuer künftig bereits mit 
ihrer Entstehung abzugsfähig ist.
�� Der Vorsteuerabzug aus innerge-

meinschaftlichem Erwerb wird auf die 
Fälle beschränkt, in denen der innerge-
meinschaftliche Erwerb in Deutschland 
bewirkt wird. (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
UStG).
�� Bausparkassenvertreter, Versiche-

rungsvertreter und Versicherungsmak-
ler, die steuerfreie Umsätze ausführen, 
können die Vorsteuern für ihre Tätigkeit 
abziehen, wenn der Leistungsempfän-
ger außerhalb der Gemeinschaft an-
sässig ist. (§ 15 Abs. 3 UStG).



Körperschaftsteuer

Änderungen im Körperschaftsteuer-
gesetz
�� Die steuerlichen Grundsätze der 

Wertpapierleihe werden für nach dem 
31.12.2013 überlassene Anteile auf Per- 
sonengesellschaften ausgeweitet.
�� Zu den Einnahmen und Bezügen 

aus überlassenen Anteilen gehören 
auch Entgelte, die die andere Körper-
schaft dafür erhält, dass sie die ent-
liehenen Wertpapiere weiter verleiht. 
Das gilt für alle offenen Fälle.
�� Rückstellungen für Beitragsrücker- 

stattungen müssen erst bis zum Veran- 
lagungszeitraum 2015 aufgelöst werden.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Einführung einer Lohnsteuer- 
Nachschau
Seit 2002 gibt es die sog. Umsatz-
steuer-Nachschau. Das ist eine Mög-
lichkeit der Sachverhaltsaufklärung 
durch das Finanzamt ohne vorherige 
Ankündigung und außerhalb einer Au- 
ßenprüfung. Diese Möglichkeit gibt es 
ab sofort auch für die Lohnsteuer. Das 
Finanzamt darf dann Grundstücke und 
Räume von Personen, die eine ge- 
werbliche oder berufliche Tätigkeit aus-
üben, ohne Ankündigung betreten. 
Wohnräume dürfen gegen den Willen 
des Inhabers nur zur Verhütung drin-
gender Gefahren betreten werden. Den 
Beamten sind Lohn- und Gehaltsunter- 
lagen, Aufzeichnungen, Bücher, Ge-
schäftspapiere und andere Urkunden 
vorzulegen.
	 Besonders schwerwiegend: Von 
der Lohnsteuer-Nachschau kann bei 
dazu Anlass gebenden Feststellungen 
ohne vorherige Prüfungsanordnung zu 
einer Lohnsteuer-Außenprüfung über- 
gegangen werden.

Vergünstigungen für Elektrofahrzeuge 
als Dienstwagen
Die private Nutzung eines Kraftfahr- 
zeugs wird mit einem Prozent des Brut-
tolistenpreises berechnet. Zum Brut-
tolistenpreis gehören auch die Kosten 
einer Sonderausstattung. Derzeit ist der 
Listenpreis von Elektrofahrzeugen hö- 

her als der von Fahrzeugen mit Ver- 
brennungsmotor. Um die Anschaffung 
von Elektrofahrzeugen zu unterstützen, 
werden aus dem Listenpreis dieser 
Fahrzeuge die Kosten der Batterie im 
Zeitpunkt der Erstzulassung heraus-
gerechnet. Für bis zum 31. Dezember 
2013 angeschaffte Fahrzeuge sind das 
500 € pro Kilowattstunde der Batterie-
kapazität. Für in den Folgejahren ange-
schaffte Fahrzeuge werden es jährlich 
50 € pro Kilowattstunde weniger.
	 Pro Fahrzeug beträgt die Minde-
rung maximal 10.000 €. Auch dieser 
Betrag schrumpft in den nächsten Jah-
ren um 500 € jährlich.
	 Die Vorschrift gilt gleichermaßen für 
Arbeitnehmer bei der Berechnung des 
geldwerten Vorteils einer Dienstwagen- 
überlassung.
	 Die Regelung gilt rückwirkend seit 
01.01.2013 und für alle Anschaffungen 
bis zum 31.12.2022.

Lohnsteuer Freibeträge für zwei 
Jahre
Im Lohnsteuerabzugsverfahren zu be- 
rücksichtigende Freibeträge können 
künftig für zwei Kalenderjahre bean-
tragt werden. Ändern sich die Verhält-
nisse zugunsten des Arbeitnehmers, 
kann er eine Änderung des Freibetrags 
beantragen. Eine Änderung zu seinen 
Ungunsten muss er dem Finanzamt 
anzeigen. Für weitere Details soll es 
ein Erläuterungsschreiben der Finanz-
verwaltung geben.

Grunderwerbsteuer

Keine Vermeidung von 
Grunderwerbsteuer durch sog. 
RETT-Blocker mehr
RETT steht für Real Estate Transfer 
Tax. Der RETT-Blocker ist eine zwi- 
schengeschaltete Gesellschaft, an der 
der Käufer 94,9 % hält. Künftig ist der 
Anteilstausch über diese RETT-Blocker 
nicht mehr möglich, wenn bei wirt-
schaftlicher Betrachtung die vom RETT-
Blocker erworbenen Anteile an der 
Immobilie dem anderen Erwerber zu-
zurechnen sind. Zukünftig fällt nur dann 
keine Grunderwerbsteuer an, wenn 
ein echter Dritter beteiligt ist und 5,1 % 

an der Gesellschaft hält. Die Neurege- 
lung gilt für Erwerbsvorgänge, die nach 
dem 6. Juni 2013 verwirklicht werden.

Grunderwerbsteuerliche Konzern-
klausel auch für Einbringungen
Die Grunderwerbsteuerliche Konzernklau- 
sel gilt künftig nicht nur für Umwandlun- 
gen nach dem Umwandlungsgesetz, son- 
dern auch für andere Umstrukturierun- 
gen im Konzern wie Einbringungen. Die 
Begünstigung gilt für Umstrukturierun- 
gen nach dem 6. Juni 2013.

Erbschaftsteuer

Zukünftige Verhinderung der sog. 
Cash-GmbH
Bei der Cash-GmbH werden Bargeld, 
Forderungen oder Festgelder in eine 
GmbH oder Kommanditgesellschaft ein- 
gelegt, die vererbt oder verschenkt wird. 
Dadurch erzielte man bislang bei der 
Erbschaftsteuer einen Vorteil, weil da-
durch Betriebsvermögen entstand, das 
erbschaftsteuerlich begünstigt ist. Be-
triebsvermögen ist begünstigt, wenn 
die Verwaltungsvermögensquote nicht 
mehr als 50 % beträgt. Zum Verwal-
tungsvermögen zählten bislang nicht 
Geld, Sichteinlagen, Sparanlagen, Fest- 
geldkonten, Forderungen aus Lieferun-
gen und Leistungen sowie Forderun-
gen gegen verbundene Unternehmen. 
Das ändert sich nun. Dieser Bestand 
an betriebsnotwendigen Finanzmitteln 
wird künftig auf 20 % des Unterneh-
menswertes beschränkt. Das soll nicht 
für Konzernfinanzierungsgesellschaften 
gelten. Die Neuregelung gilt für Erwer-
be nach dem 6. Juni 2013.

Geänderte Ermittlung der Lohn- 
summe
Um Gestaltungen zur Umgehung der 
sog. Lohnsummengarantie zu verhin-
dern, wird klargestellt, dass bei der 
Lohnsummenermittlung sowie bei der 
Arbeitnehmerzahl die Arbeitnehmer 
nachgeordneter Gesellschaften nach 
Maßgabe der jeweiligen Beteiligungs-
quote zu berücksichtigen sind. Diese 
Regelung ist bei Erwerben zu berück-
sichtigen, für die die Steuer nach dem 
6. Juni 2013 entsteht.
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Sonstiges

Weitere Änderungen im Einkommen- 
steuergesetz
�� Es wird klargestellt, dass die Bewer- 

tungsvorschriften über anschaffungs-
nahe Herstellungskosten, Entnahmen 
und Einlagen bei der Einnahmenüber- 
schussrechnung entsprechend anzu-
wenden sind.
�� Soweit der Investitionsabzugsbetrag 

nicht bis zum Ende des dritten Jahres 
nach Abzug hinzugerechnet wurde, ist 
der Abzug rückgängig zu machen. Eine 
eventuelle (auch schon bestandskräfti-
ge) Steuerfestsetzung für das Abzugs-
jahr ist zu ändern. Für diesen Fall wird 
ab 2013 klargestellt, dass der sich für 
das Abzugsjahr ergebende Nachforde-
rungsbetrag zu verzinsen ist. Deshalb 
wird die Vorschrift für die Verzinsung 
bei rückwirkenden Ereignissen für nicht 
anwendbar erklärt.
�� Auch Krankenversicherungsbeiträge 

für den Erwerb eines Basisschutzes 
an eine Versicherung außerhalb der EU 
führen zu Sonderausgaben. Das gilt ab 
dem Veranlagungszeitraum 2013.
�� Die im Sozialrecht geltende Ver- 

schonungsregelung ist künftig auch bei 
der Ermittlung des eigenen Vermögens 
eines Unterhaltsempfängers im Steuer- 
recht anzuwenden. Das gilt rückwir-
kend für alle noch nicht bestandskräftig 
veranlagten Einkommensteuerfälle.
�� Die Lohnsteuer für geldwerte Vor- 

teile aus der unentgeltlichen oder ver- 
billigten Überlassung von Smartpho-
nes oder Tablets kann erstmals ab dem 
Veranlagungszeitraum 2013 pauscha-
liert werden.
�� Im Ausland bezogene Arbeitsein-

künfte dürfen trotz entgegenstehender 
Doppelbesteuerungsabkommen in 
Deutschland besteuert werden, wenn 
sie ansonsten unversteuert blieben. 
Die Neuregelung gilt für alle noch nicht 
bestandskräftig festgesetzten Fälle.
�� Bei deutschen Personengesellschaf- 

ten mit ausländischen Gesellschaftern 
werden Sondervergütungen und Ver- 
äußerungsgewinne den Unternehmens- 
gewinnen zugeordnet. Das gilt in allen 
Fällen, in denen die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer noch nicht bestands- 
kräftig festgesetzt ist.

�� Wurde im Zeitpunkt des Wegzugs 
ins Ausland, einer Umstrukturierung 
oder Überführung von Wirtschaftsgü-
tern oder Anteilen auf die Besteuerung 
verzichtet, können die späteren Ge- 
winne aus der Veräußerung einer Be- 
teiligung besteuert werden. Das gilt 
für die Veräußerung von Wirtschafts- 
gütern oder Anteilen oder ihre Entnah- 
me nach dem Tag der Verkündung des 
Gesetzes.

Prozesskosten sind keine außer- 
gewöhnliche Belastung
Der Bundesfinanzhof hatte 2011 ent- 
schieden, dass Zivilprozesskosten au- 
ßergewöhnliche Belastungen sind, wenn 
die Rechtsverfolgung oder -verteidigung 
hinreichend Erfolg versprechend und 
nicht mutwillig war.
	 Die Finanzverwaltung war dieser 
Auffassung nicht gefolgt. Sie hat sich 
durchgesetzt. Das Einkommensteuer- 
gesetz regelt nun, dass Prozesskosten 
keine außergewöhnlichen Belastungen 
sind, es sei denn, es handelt sich um 
Aufwendungen, ohne die der Prozes- 
sierende Gefahr liefe, seine Existenz-
grundlage zu verlieren und seine le-
bensnotwendigen Bedürfnisse in dem 
üblichen Rahmen nicht mehr befriedi-
gen zu können.

Pflege-Pauschbetrag auch für Pflege 
in der EU
Außergewöhnliche Belastungen, die 
durch die Pflege einer nicht nur vorü- 
bergehend hilflosen Person entste- 
hen, können steuerlich geltend ge- 
macht werden. Alternativ kann der 
sog. Pflege-Pauschbetrag von 924 € 
angesetzt werden. Dafür galt bislang, 
dass die Pflege im Inland entweder in 
der Wohnung des Pflegers oder in der 
Wohnung des Pflegebedürftigen per- 
sönlich durchgeführt wird. Künftig kann 
die Pflege im gesamten Gebiet der 
Europäischen Union/des Europäischen 
Wirtschaftsraums erfolgen.

Rückwirkende Gleichstellung einge-
tragener Lebenspartner
�� Eingetragene Lebenspartner wer- 

den für alle noch nicht bestandskräf-
tigen Altfälle ab Inkrafttreten des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes am 

01.08.2001 im Grunderwerbsteuerrecht 
mit Ehegatten gleichgestellt.
�� Auch im 5. Vermögensbildungsge- 

setz gibt es eine Gleichstellung. So 
können vermögenswirksame Leistun-
gen auch zugunsten des nicht dauernd 
getrennt lebenden Lebenspartners an-
gelegt werden.

Wehrsold ist steuerfrei
Wehrdienstleistende werden entlastet. 
Künftig sind folgende Bezüge steuer- 
frei: 
�� Geld- und Sachbezüge für Wehr- 

pflichtige,
�� Geld- und Sachbezüge für Zivil-

dienstleistende,
�� Wehrsold für freiwillig Wehrdienst-

leistende,
�� an Reservisten gezahlte Bezüge,
�� Heilfürsorgeleistungen für Soldaten 

und Zivildienstleistende,
�� Bezüge für den Bundesfreiwilligen-

dienst.
	 Weitere Bezüge wie der Wehr- 
dienstzuschlag und besondere Zuwen-
dungen werden dagegen steuerpflich-
tig. Die Regelung gilt schon für den 
Veranlagungszeitraum 2013.

Einbehalt von Kirchensteuer
Das automatisierte Verfahren für den 
Kirchensteuereinbehalt durch Kreditin-
stitute wird perfektioniert. Kirchensteu-
erabzugsverpflichtete (zum Beispiel 
Banken und Lebensversicherungen) 
müssen künftig einmal im Jahr die 
Kirchensteuermerkmale ihrer Kunden 
beim Bundeszentralamt für Steuern 
abfragen und die Kirchensteuer von 
den Kapitalerträgen der Kunden einbe-
halten und abführen. Diese Pflicht gilt 
erst ab 2015.




